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1 Vorbemerkung 

Die vorliegende Festlegung des Untersuchungsrahmens erfolgt hinsichtlich des Vorhabens 

Nr. 17 des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG) „Höchstspannungsleitung Mecklar – Dipperz – 

Bergrheinfeld West“ für den Abschnitt B „Dipperz – Bergrheinfeld West“. Auf Basis des vom 

Vorhabenträger, der TenneT TSO GmbH, am 18. Oktober 2021 gestellten Antrags auf Bundes

fachplanung nach § 6 Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) wird in 

den folgenden Kapiteln unter Berücksichtigung der Ergebnisse des durchgeführten schriftlichen 

Verfahrens nach § 5 Abs. 6 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) und der in Auswertung 

der eingegangenen Hinweise, der Untersuchungsrahmen für die Bundesfachplanung und der 

erforderliche Inhalt der nach § 8 NABEG einzureichenden Unterlagen nach § 7 Abs. 4 NABEG 

festgelegt. 

Der Vorhabenträger hat mit dem Antrag nach § 6 NABEG die Bundesfachplanung eingeleitet. 

Dieser beinhaltet einen Vorschlag für den Verlauf des Trassenkorridors sowie die Darlegung 

der in Frage kommenden Alternativen. Weiter enthält der Antrag Vorschläge zur Definition des 

Untersuchungsrahmens sowie eine Erläuterung zur Auswahl zwischen den in Frage kommen

den Alternativen u. a. unter Berücksichtigung der erkennbaren Umweltauswirkungen und der zu 

bewältigenden raumordnerischen Konflikte. Die dargelegten Inhalte werden mit nachfolgend 

aufgeführten Berichtigungen, Ergänzungen bzw. Klarstellungen als Untersuchungsrahmen für 

die Bundesfachplanung festgelegt. 

Die zitierten Fundstellen beziehen sich auf die entsprechenden Kapitel und Seitenzahlen des 

Antrags des Vorhabenträgers nach § 6 NABEG vom 18. Oktober 2021 für den Abschnitt B „Dip

perz – Bergrheinfeld West“ (im Folgenden „Antrag“). Verweise innerhalb des vorliegenden Un

tersuchungsrahmens sind mit „Ziffer“ gekennzeichnet. 

2 Allgemeine Anforderungen 

Die Unterlagen müssen der Anstoßwirkung für Drittbetroffene genügen und die Nachvollzieh

barkeit für die Genehmigungsbehörde gewährleisten. Soweit Belange und öffentlich-rechtliche 

Vorschriften von der Planung berührt werden, ist dies in den betreffenden Unterlagen jeweils 

nachvollziehbar darzulegen. Die betroffenen Belange und/ oder öffentlich-rechtlichen Vorschrif

ten sind eindeutig zu benennen.  

Die vom Vorhabenträger zu erarbeitenden Unterlagen nach § 8 NABEG müssen allgemeinver

ständlich sein, sodass Dritte anhand der Unterlagen abschätzen können, ob und in welchem 

Umfang sie von den raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens betroffen sein können.  
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Die zur Bearbeitung der Unterlagen verwendeten Daten, Hinweise, Expertengespräche und 

Schriftwechsel mit Fachbehörden sowie alle weiteren zur Erlangung von Inhalten genutzten 

Quellen sind zu dokumentieren und mit der Einreichung der Unterlagen an die Bundesnetza

gentur schriftlich zu übergeben. Das Erhebungsdatum bzw. die Aktualität der verwendeten Da

ten muss ersichtlich sein. Die Ergebnisse der Datenrecherche sind textlich bzw. kartographisch 

nachvollziehbar darzustellen. Mit der Übermittlung von Geodaten wird eine zügige Prüfung der 

Unterlagen unterstützt.  

Es wird darauf hingewiesen, dass stets die aktuellsten und geeignetsten zur Verfügung stehen

den Daten sowie Informationen einschließlich der eingegangenen Hinweise aus den Stellung

nahmen zugrunde zu legen sind. Diesbezüglich sind Straßendaten der Autobahn GmbH bzw. 

der Auftragsverwaltung in den Ländern Hessen und Bayern zu ergänzen. Soweit Datenlücken 

bei Stellung des Antrags gemäß § 6 NABEG bestanden, sind diese für die ergänzenden Unter

lagen nach § 8 NABEG zu schließen. 

Die Quellenangaben der Fach- und Grundlagendaten sind in einem zentralen Quellenverzeich

nis aufzuführen, welches die Bestimmung der Herkunft und der Aktualität der Daten eindeutig 

zulässt. Nutzungsrechte für die Weitergabe der Geodaten an die Bundesnetzagentur sind abzu

fragen. Bei Vorlage der Nutzungsrechte sind die den Karten zugrundeliegenden originären und 

verarbeiteten Geodaten im standardisierten Datenformat zu übermitteln. 

Die Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung und den Datenschutz sowie die Barrierefreiheit 

nach § 30a NABEG sind zu beachten. Zu schützende Daten, insbesondere Betriebs- und Ge

schäftsgeheimnisse, sind in geeigneter Weise zu kennzeichnen bzw. so zu verarbeiten, etwa in 

Karten, dass der Schutzbedürftigkeit der Daten im weiteren Verfahren Rechnung getragen wer

den kann. Soweit die Unterlagen Informationen enthalten, auf die die Rechtsvorschriften über 

Geheimhaltung, Datenschutz oder Rechte am geistigen Eigentum anzuwenden sind, muss 

nach § 30a Abs. 2 NABEG zusätzlich eine Fassung der jeweiligen Unterlagen vorgelegt wer

den, mit der die Vorgaben der genannten Rechtsvorschriften gewahrt werden. Dieser Fassung 

sind Erläuterungen beizufügen, die unter Wahrung der Vorgaben der genannten Rechtsvor

schriften so ausführlich sein müssen, dass Dritte abschätzen können, ob und in welchem Um

fang sie von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen sein können. 

Die Unterlagen sind sowohl in schriftlicher als auch in elektronischer Form einzureichen.  

Sollten im Rahmen der anstehenden Untersuchungen neue Erkenntnisse erlangt werden, die 

auf die Erforderlichkeit weitergehender Untersuchungen – als im Antrag vorgeschlagen sowie 

im Folgenden klarstellend und ergänzend festgelegt – hindeuten, ist mit der Bundesnetzagentur 

umgehend Kontakt aufzunehmen.  
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Es wird darauf hingewiesen, dass stets die aktuelle Gesetzeslage zu berücksichtigen ist.  

2.1 Untersuchungsgegenstand  

Der im Antrag dargestellte Trassenkorridorvorschlag in Kapitel 5.1.1 (S. 221 ff.) des Antrags ist 

als Gegenstand der Untersuchungen im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach 

§ 8 NABEG zu behandeln. Er umfasst die elf Trassenkorridorsegmente (TKS) TKS B02, TKS 

B03, TKS B06, TKS B09, TKS B16, TKS B21, TKS B30a, TKS B30b, TKS B38, TKS B41a und 

TKS B41b (Kap. 5.1.1 des Antrags, S. 221 ff.).  

Ferner sind Gegenstand der Untersuchungen im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach 

§ 8 NABEG die 32 alternativen Trassenkorridorsegmente TKS B01, TKS B04, TKS B05, TKS 

B07, TKS B08, TKS B10, TKS B11, TKS B12, TKS B13, TKS B14, TKS B17, TKS B18, TKS 

B19, TKS B20, TKS B22, TKS B23, TKS B24, TKS B25, TKS B26, TKS B27, TKS B28, TKS 

B29, TKS B31, TKS B32, TKS B33, TKS B34, TKS B35, TKS B36, TKS B37, TKS B39, TKS 

B40 und TKS B42 (Kap. 5.1.2 des Antrags, S. 224 ff.). 

Ergänzend sind zusätzlich die nachfolgenden vorgeschlagenen Verläufe als alternative Tras

senkorridore zu prüfen: 

• Angepasster Verlauf der in Anlage O abgeschichteten Variante V01 durch Verschiebung 

des Korridors im östlichen Bereich nach Süden (Einbindung des Passageraumes zwi

schen Heubach und des nördlichen Waldrandes in das TKS) 

• Aufweitung bzw. Verschwenkung des Segments TKS B30b bei Elfershausen nach Wes

ten  

• Verschwenkung des Segments TKS B33 nach Süden in Höhe des Rohstoffabbau-Ge

bietes 

• Geradlinige Verbindung der Segmente TKS B16 und TKS B21 westlich von Motten 

(ohne den Schwenk zur Bundesautobahn (BAB) 7)  

• Verbindung vom Segmentende TKS B10 an der BAB 7 zum Segment TKS B12 nördlich 

Veitsteinbach (unter nördlicher Umgehung von Büchenberg und nordwestlicher Umge

hung von Oberkalbach)  

• Nördliche Aufweitung des Segments TKS B38 im Bereich von Rundelshausen 

• Südwestliche Aufweitung der Segmente B41a und B41b 

• Abgeschichtetes Segment TKS B43 mit veränderten Verläufen im Bereich des NSG 

„Schwarze Berge“ und den damit wieder erreichbaren Segmenten TKS B44 und B45 so

wie TKS B46 mit zwei zusätzlichen Varianten vom Segment TKS B46 nach Osten ab

zweigend entlang der 110-kV-Leitung oder der 220-kV-Leitung in das UW Bergrhein

feld/West führend (vgl. Abb. 1) 
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Abbildung 1: Alternativer Trassenkorridorvorschlag (Quelle: Stellungnahme der Regierung von Unterfran
ken) 

Die folgenden Festlegungen beziehen sich auf die Untersuchung des Trassenkorridorvor

schlags sowie aller genannten Alternativen gleichermaßen.  

Im Falle einer beabsichtigten Abschichtung beziehungsweise des Zurückstellens einer Alterna

tive hat der Vorhabenträger die Bundesnetzagentur hiervon unter Mitteilung der maßgeblichen 

Gründe unverzüglich zu unterrichten und diese nachvollziehbar darzulegen. Dies gilt auch, 

wenn bei einer Alternative von einer vollumfänglichen Prüfung und Darstellung abgesehen wer

den soll. Die verbindliche Einstufung von Alternativen bleibt der Entscheidung der Bundesnetza

gentur vorbehalten. 
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2.2 Grundlegende unterlagenübergreifende Festlegungen zur Methodik 

Der Vorhabenträger kann nach Rücksprache mit der Bundesnetzagentur bei seinen Untersu

chungen freiwillig über die vorliegenden inhaltlichen Festlegungen hinausgehen. Sieht der Vor

habenträger aufgrund eines Erkenntnisgewinns die Notwendigkeit, einen Trassenkorridor derart 

zu verändern oder zu erweitern, dass neue Flächen durch den Trassenkorridor umfasst werden, 

informiert er unverzüglich die Bundesnetzagentur und begründet die notwendige Anpassung 

nachvollziehbar.  

Für die durchzuführende Abgrenzung zwischen den in Kapitel 6.1 (S. 228) des Antrags genann

ten Beiträgen ist die in Kapitel 6.1.1 (S. 228 ff.) des Antrags dargelegte Vorgehensweise anzu

wenden. 

Entsprechend der Darstellung in Kapitel 6.1.1.1 (S. 228 f.) des Antrags stellt grundsätzlich der 

Trassenkorridor den Untersuchungsgegenstand dar. Soweit die in den nachfolgenden Ziffern 

festgelegten Untersuchungsräume über den Trassenkorridor hinausreichen, sind auch diese zu 

untersuchen. 

Annahmen zu technischen Ausführungen bzw. der Bauphase haben insoweit zu erfolgen, als 

dies im vorliegenden Verfahrensstadium für die Betrachtung der Zulassungsfähigkeit, die Er

mittlung der Raumverträglichkeit, der Umweltverträglichkeit und den Vergleich der Trassenkorri

dore untereinander geboten ist. Im Zuge der Ermittlung der Auswirkungen ist im Falle einer 

noch bestehenden Unklarheit über die Realisierbarkeit der technischen Ausführung von den 

nach Kapitel 2 (S. 57 ff.) des Antrags grundsätzlich in Frage kommenden zumindest zusätzlich 

diejenige zu wählen, welche die größten potenziellen Auswirkungen erwarten lässt („Worst-

Case-Betrachtung“ innerhalb der jeweiligen Ausbauform - Freileitung bzw. Erdkabel). Sofern für 

eine räumliche Situation nur eine technische Ausführung in Betracht kommt, so ist diese allen 

Betrachtungen zugrunde zu legen. Die in Kapitel 6.1.1 (S. 228 ff.) des Antrags genannten Bei

träge sind auf Basis dieser getroffenen Annahmen zu technischen Ausführungen zu erstellen.  

Im Übrigen sind die weiteren in Kapitel 6 (S. 228 ff.) des Antrags dargelegten methodischen 

Vorgehensweisen anzuwenden, sofern im Folgenden nichts Anderes festgelegt wird.  

Konkretisierend zum Antrag sind insbesondere auch Bereiche mit eingeschränkter Planungs-

freiheit (insbesondere Querriegel und Engstellen) darzulegen und in den Alternativenvergleich 

mit einzustellen. Des Weiteren sind die Flächen im Trassenkorridor darzustellen, in denen sich 

eine spätere Trassierung nach der Gesamtbewertung als voraussichtlich unverträglich mit den 

untersuchten Belangen erweist. 
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Im Hinblick auf Kapitel 6.1.3 (S. 230 f.) des Antrags wird klarstellend darauf hingewiesen, dass 

Kabelübergangsanlagen als Teil des Erdkabels (Nebenbauwerke gemäß § 4 Abs. 3 BBPlG) in 

die Prüfungen und Vergleiche einzustellen sind. 

3 Festlegungen zur Raumverträglichkeitsstudie (RVS) 

Für die Unterlagen nach § 8 NABEG ist eine RVS zu erstellen. Für die RVS sind die in Kapitel 

6.2.1 (S. 231 ff.) des Antrags dargelegten rechtlichen Grundlagen und die darauf basierenden 

Pläne und Programme in Kapitel 6.2.2 (S. 234) des Antrags vorbehaltlich der im Folgenden dar

gelegten Anpassungen heranzuziehen. Mit der RVS ist eine abschließende Auseinanderset

zung mit den Erfordernissen der Raumordnung vorzunehmen. Wie in Kapitel 6.2.1 (S. 231 ff.) 

des Antrags vorgeschlagen, ist die RVS anhand der Methodik des „Methodenpapiers zur 

Raumverträglichkeitsstudie in der Bundesfachplanung“ (Freileitung und Erdkabel) zu erstellen. 

Die Vorgaben des § 5 Abs. 2 NABEG zum Entstehen der Bindungswirkung von Raumord

nungszielen sind in der RVS zu berücksichtigen. Dies soll ausschließlich beim methodischen 

Schritt der Bewertung der Konformität erfolgen (vgl. Ziffer 3.4.4 des vorliegenden Untersu

chungsrahmens). Der Vorhabenträger erhält die Informationen darüber, für welche Raumord

nungsziele eine Bindungswirkung besteht, von der Bundesnetzagentur. 

Sollte sich im Verlauf der Erarbeitung der RVS abzeichnen, dass aufgrund eines unvermeidli

chen Konflikts mit einem Ziel der Raumordnung für einen Trassenkorridor keine Konformität 

festgestellt werden kann, so ist die Bundesnetzagentur darüber schnellstmöglich in Kenntnis zu 

setzen.  

3.1 Datengrundlagen 

Maßgebliche Grundlagen der RVS sind die Erfordernisse der Raumordnung nach § 3 Abs. 1 

Nr. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) sowie andere raumbedeutsame Planungen und Maßnah

men im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG. Die Erfordernisse der Raumordnung umfassen auch 

die relevanten Grundsätze der Raumordnung des § 2 ROG sowie der Landesplanungsgesetze. 

Zu den sonstigen Erfordernissen der Raumordnung im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG zählen 

die in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung, sofern diese als hinreichend verfestigte 

Planung anzusehen sind. Dies ist in der Regel der Fall, wenn eine erste Offenlage der Planun

gen erfolgt ist. 

Darüber hinaus sind die Ergebnisse landesplanerischer Verfahren wie z. B. Raumordnungsver

fahren oder landesplanerische Stellungnahmen in Abstimmung mit den jeweils zuständigen Be

hörden zu berücksichtigen, soweit sie für den Verlauf eines Trassenkorridors relevant sind und 

sich aus dem jeweiligen Planungs- oder Verfahrensstand die Betroffenheit ableiten lässt. Dabei 
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ist insbesondere die landesplanerische Beurteilung zum Raumordnungsverfahren für den Neu

bau der B 26n westlich Autobahndreieck Würzburg-West – Karlstadt – Autobahnkreuz Schwein

furt-Werneck zu berücksichtigen. 

Bei den jeweils zuständigen Behörden sind Auskünfte über raumbedeutsame Planungen und 

Maßnahmen im Untersuchungsraum einzuholen, um die Erforderlichkeit einer Prüfung der Ver

einbarkeit konkurrierender Planungen abzustimmen.  

Dem Vorschlag in Kapitel 6.2.3.2, Arbeitsschritt 1 des Antrags (S. 237) folgend ist zudem eine 

Abfrage aller bestehenden oder hinreichend verfestigten kommunalen Bauleitpläne vorzuneh

men und zu prüfen, ob es sich um raumbedeutsame Planungen handelt, die im Rahmen der 

Raumverträglichkeitsstudie auf Beeinträchtigungen zu untersuchen sind.  

Im Weiteren wird insbesondere auf folgende Planungen verwiesen, bei denen eine hinrei

chende Verfestigung und Raumbedeutsamkeit zu prüfen ist.: 

• Ersatzneubau der sog. „Grenzwaldbrücke“ der A7 zwischen den Orten Speicherz und 

Oberzell 

• Verfahren zur Ausweitung des Rahmenbetriebsplans zur Erweiterung des Quarzsand

steintagebaus im Bereich der Gemeinde Ebersburg 

• geplantes Gewerbegebiet der Stadt Arnstein im Rahmen des Neubaus der B 26n 

• Planfeststellungsverfahren zum Neubau der B 26n 

• Raumordnungsverfahren zum Ausbau-/Neubau der Schienenstrecke Hanau - Würz

burg/Fulda (Verbindung zwischen Kinzig-Tal und der ICE-Trasse Fulda-Würzburg) 

• Genehmigungsverfahren für die Errichtung von Windenergieanlagen mit einer Gesamt

höhe von bis zu 250 m im Bereich der Gemeinde Sinntal 

• Geplante Erweiterung Gewerbegebiet Kreuzwiesen in Detter (Markt Zeitlofs) 

• Geplantes Freiflächen-Photovoltaik-Projekt in Detter (Markt Zeitlofs) 

• Geplantes Neubaugebiet „Am Kürles“ östlich von Dittlofsroda (Gem. Wartmannsroth) 

• Geplante Erweiterung des Industriegebietes Reith (Gem. Oberthulba) 

• Geplanter Bebauungsplan für Ansiedlung Lebensmittelmarkt Langendorf (VG Elfershau

sen) 

• Geplanter Solarpark Elfershausen-Langendorf (VG Elfershausen) 

• Geplante Bauleitplanung am westlichen Ortsrand Kothen 

• Geplante Erweiterung Gewerbegebiet Motten 

• 8. Änderung des FNP der Gemeinde Wasserlosen (Gewerbefläche an der A7, Abfahrt 

Wasserlosen) 

• Geplante Erweiterung des Neubaugebietes „Am Amberg“ (Gem. Kalbach) 
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• Erweiterungsfläche des Baugebietes „Heppengraben“ in Markt Schondra 

• Geplantes interkommunales Gewerbegebiet westl. der A7, Abfahrt Bad Brückenau-Wild

flecken 

• Geplante Erweiterung des Gewerbegebietes „Schildeck“ (Markt Schondra) 

• Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage nördlich von Aschfeld (Gemeinde 

Eußenheim) 

• Bauleitplanung (7. FNP-Änderung und Bebauungsplan) „Freizeit und Erholung am See 

in Aschfeld“ (Gemeinde Eußenheim) 

• Geplantes Gewerbegebiet „Mühlwiesen II“ (Stadt Gemünden am Main) 

• Geplantes Gewerbegebiet „Im Rotfeld“ (Gemeinde Künzell) 

• Aufstellung eines sachlichen Teil-FNP Windenergie (Gemeinde Sinntal) 

• Geplante Erweiterung eines Wohngebietes am östlichen Ortsrand Oberthulba 

• Geplante Erweiterung des Ortsteiles „Weyher“ nach Nordwesten (Gemeinde Ebersburg) 

• Geplante Erweiterung des Industrie- und Gewerbegebietes „Schönauer Weg, 1. Ände

rung und 1. Erweiterung“ in der Gemeinde Karsbach (Verwaltungsgemeinschaft Gemün

den) 

• Planung eines Holzlagerplatzes östlich der BAB 71 (Gemeinde Rannungen) 

Hinreichend verfestigte, aber nicht als raumbedeutsam eingestufte Bauleitplanungen sind inner

halb der sonstigen öffentlichen und privaten Belange zu betrachten. 

Grundsätzlich umfasst der Katalog der Datengrundlagen die in Kapitel 6.2.2 (Tabellen 54 und 

55, S. 234) des Antrags dargestellten Plan- und Kartenwerke, wobei die Ergänzungen unter Zif

fer 3.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens zu berücksichtigen sind. Bei der Auswertung 

sind auch die den jeweiligen Erfordernissen zugrundeliegenden sonstigen Planwerke oder Kon

zepte zu betrachten. 

Die für die Erstellung der RVS erforderlichen Datenabfragen sind durchzuführen. Es ist insbe

sondere bei der Verwendung digitaler Daten sicherzustellen, dass die jeweils aktuellsten Daten 

herangezogen werden. 

3.2 Maßgebliche Planungsregionen und Pläne 

Die in Kapitel 6.2.2 (S. 234) des Antrags aufgeführten Pläne sind der RVS zu Grunde zu legen 

und in der jeweils gültigen Fassung inklusive deren Änderungen, Fortschreibungen und ergän

zender sachlicher und räumlicher Teilpläne zu betrachten. Insbesondere ist für den Landesent

wicklungsplan Hessen die inzwischen in Kraft getretene vierte Änderung zu berücksichtigen. 

Die Erste Änderung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien 2019 für die Planungsre
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gion Südhessen sowie die Ergänzung des Teilplans Energie Nordhessen 2020 sind zwischen

zeitlich in Kraft getreten und als maßgebliche Pläne zugrunde zu legen. Der länderübergrei

fende Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz ist in der in Kraft getretenen Fassung 

(01.09.2021) zugrunde zu legen. Zudem ist zu prüfen, ob für die die Fortschreibung des Lan

desentwicklungsprogramms Bayern und die Fortschreibung des Regionalplans Nordhessen ein 

verfestigter Entwurfsstand vorliegt, der als maßgeblicher Raumordnungsplan zu berücksichti

gen ist. Vor einer Berücksichtigung der in Anhang II des Antrags aufgeführten Datengrundlage 

„Neufassung des Kapitels B I Natur, Landschaft und Erholung, 21.09.2009“ für die Planungsre

gion Main-Rhön ist zu prüfen, ob es sich um eine verfestigte Planung handelt. 

Sollten sich im Laufe der Bearbeitung der RVS weitere Pläne als maßgeblich herausstellen, so 

sind diese ebenfalls zu betrachten und zu bewerten. Ist absehbar, dass in Aufstellung befindli

che Pläne bis zur Bundesfachplanungsentscheidung Verbindlichkeit bzw. Rechtskraft erlangen 

werden, so ist die Konformitätsbewertung ergänzend unter Annahme der Verbindlichkeit durch

zuführen. 

3.3 Untersuchungsraum 

Der Untersuchungsraum für die RVS umfasst grundsätzlich den Bereich des Trassenkorridors, 

zuzüglich beidseitig 100 m, um dem jeweiligen Darstellungsmaßstab der Landes- und Regional

planung (regionalplanerische Unschärfe) gerecht zu werden. Im begründeten Einzelfall ist dar

über hinaus eine weitere Aufweitung des Untersuchungsraums zu prüfen und zu dokumentie

ren. Der Untersuchungsraum muss jedenfalls so gewählt werden, dass alle raumbedeutsamen 

Wirkungen des Vorhabens auf die Erfordernisse der Raumordnung erfasst werden können. 

3.4 Methodische Festlegungen 

3.4.1 Bestandserhebung 

Eine vollständige Bestandserhebung muss sowohl raumkonkrete betrachtungsrelevante Erfor

dernisse der Raumordnung als auch betrachtungsrelevante Erfordernisse der Raumordnung 

ohne konkreten Raumbezug umfassen. Raumkonkret sind dabei nicht allein zeichnerisch fi

xierte Erfordernisse, sondern auch Erfordernisse, deren Raumbezug durch einen Verweis auf 

zeichnerische Festlegungen in anderen Planwerken oder durch eine textliche Verortung gege

ben sind (z. B. allgemeine Planaussagen).  

Klarstellend sind sämtliche relevanten Erfordernisse der Raumordnung der Landesentwick

lungspläne – unabhängig von einer Konkretisierung durch die Regionalplanung – zu erfassen, 

um eine vollständige Bewertung zu gewährleisten. 
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Die Bestandserhebung muss eine eindeutige Zuordnung zu den einzelnen erhobenen Festle

gungen ermöglichen. Dies kann durch die Wiederholung des Wortlauts der Festlegung erfolgen. 

In jedem Fall sind das konkrete Kapitel und die Plansatznummer anzugeben. Die Kennzeich

nung als Ziel oder Grundsatz hat nicht nur in den thematischen Karten, sondern auch in der 

textlichen Zusammenstellung zu erfolgen. 

Erstrecken sich die raumordnerisch gesicherten Funktionen von Vorrang- und Vorbehaltsgebie

ten für die Forstwirtschaft neben der forstwirtschaftlichen Nutzung auf weitere Waldfunktionen 

(z.B. Erholung, Naturschutz und Immissionsschutz), sind diese bei der Erfassung mit Hilfe der 

Kategorien in Tabelle 53 (S. 232 f.) des Antrags zu berücksichtigen sowie bei der anschließen

den Einstufung des Restriktionsniveaus und der Konformitätsbewertung zu betrachten. 

Es ist darauf zu achten, dass textliche Erfordernisse der Raumordnung zur Sicherung der Wäl

der und Forstwirtschaft, die in Raumordnungsplänen im Abschnitt zur Raumstruktur festgelegt 

wurden, ebenfalls auf ihre Betrachtungsrelevanz geprüft und ggf. erfasst und bewertet werden. 

Bei der Erfassung von Erfordernissen der Raumordnung zur Windenergie für die Planungsre

gion Südhessen ist auf die in Kapitel 3.3.3.6.2 (S. 83 ff.) des Sachlichen Teilplans Erneuerbare 

Energien Südhessen 2019 beschriebene „Weißflächenlösung“ zu achten. Sofern Planfestlegun

gen des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien Südhessen 2019 zu erfassen sind, sind 

unbeplante Weißflächen von festgelegten Vorranggebieten für Windenergie zu unterscheiden. 

Bei der Erfassung der 1. Änderung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien Südhessen 

2019 ist zu beachten, inwiefern „Weißflächen“ als Vorranggebiete für die Windenergie festge

legt oder dem Ausschlussraum zugeordnet wurden. 

Ergänzend zu Tabelle 53 (S. 232 f.) des Antrags ist zu Vorbehaltsgebieten für besondere Klima

funktionen darzulegen, inwiefern Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden können. 

3.4.2 Einstufung des spezifischen Restriktionsniveaus 

Ausgehend vom Vorschlag in Kapitel 6.2.3.2 (S. 240 ff.) des Antrags ist das spezifische Restrik

tionsniveau für die einzelnen Erfordernisse der Raumordnung separat zu bewerten. Dabei ist 

insbesondere die Formulierung der Handlungs- und Unterlassungsvorschriften der einzelnen 

Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen. Die Bewertung des Restriktionsniveaus hat 

für raumkonkrete und raumunkonkrete Festlegungen zu erfolgen und muss auch die sonstigen 

Erfordernisse der Raumordnung umfassen. Klarstellend zum Vorschlag des Vorhabenträgers in 

Kapitel 6.2.3.2, Arbeitsschritt 5a (S. 240 ff.) des Antrags ist für das spezifische Restriktionsni

veau ausschlaggebend, ob durch die Zielformulierung z. B. Energieleitungen oder vergleichbare 

Infrastrukturen ausdrücklich ausgeschlossen werden oder aber die Funktion bzw. Zweckbestim

mung des Ziels hierdurch erheblich beeinträchtigt wird. 
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Wie in den Methodenpapieren für die Raumverträglichkeitsstudie (Freileitung und Erdkabel) 

(Kapitel 3.2.5 Methodenpapier für die RVS) vorgesehen, sollte das Restriktionsniveau insbeson

dere für diese Erfordernisse der Raumordnung mit den Plangebern abgestimmt werden. 

3.4.3 Ermittlung des Konfliktpotenzials  

Die Herleitung des Konfliktpotenzials ist für alle betrachtungsrelevanten Erfordernisse der 

Raumordnung durchzuführen, inklusive der zeichnerisch oder räumlich konkretisierten sonsti

gen Erfordernisse der Raumordnung.  

Bei der Berücksichtigung von Bündelungsoptionen mit bestehenden linearen Infrastrukturen 

sind die konfliktmindernden Aspekte für das jeweilige raumordnerische Erfordernis darzulegen. 

3.4.4 Konformitätsbewertung 

Die Konformitätsbewertung hat von dem ermittelten Konfliktpotenzial auszugehen. Eine Konfor

mitätsbewertung, die vom ermittelten Konfliktpotenzial abweicht, bedarf der besonderen Be

gründung. Maßnahmen zur Konfliktvermeidung können sich in der Bewertung der Konformität 

niederschlagen. Eine detaillierte Beschreibung, aus der sich die raumordnerische Wirksamkeit 

der Maßnahmen erkennen lässt, ist erforderlich. Insofern dürfen Maßnahmen nicht pauschaliert 

in die Bewertung einfließen. Sie dürfen zudem nicht bereits im Zuge der Ermittlung des Konflikt

potenzials (vgl. Ziffer 3.4.3 des vorliegenden Untersuchungsrahmens) einbezogen worden sein. 

Bei der Bewertung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten mit Bezug zu Natur, Landschaft, Wald 

und Forstwirtschaft ist auf eine Begründung zu achten, weshalb Maßnahmen die Konflikte aus

reichend reduzieren, um die Konformität herzustellen. Dabei ist im Fall einer Überspannung auf 

die damit einhergehende Wuchshöhenbeschränkung einzugehen. Dies gilt insbesondere bei 

großflächigen Konflikten im Trassenkorridor, wie im Bereich der TKS B25 und B26. Liegt ein 

Trassenkorridor in einem Teilstück eines Erfordernisses der Raumordnung, so ist bei der Kon

formitätsbetrachtung der Gesamtzusammenhang des betroffenen Gebiets (bzw. der betroffenen 

Festlegung) zu berücksichtigen. 

Bei zeichnerischen Festlegungen zur Windenergienutzung ist durchgängig ein Hinweis aufzu

nehmen, falls die Windkraftnutzung durch die Bauleitplanung konkretisiert wurde oder bereits 

eine tatsächliche Nutzung vorliegt, die als raumbedeutsame Planung bzw. sonstiger öffentlicher 

Belang an anderer Stelle geprüft wird und die Wirksamkeit von Maßnahmen beeinflusst. Ent

sprechende Hinweise liegen für Vorbehaltsgebiete in den TKS B29, B37, B38, B40 und B42 

vor. Bei der Bewertung ist darauf einzugehen, inwiefern in den Gebieten dauerhaft Fläche in 

Anspruch genommen wird, die ohne Leitungstrasse zur Errichtung von Windenergieanlagen 

nutzbar ist. 
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Bei der Konformitätsbewertung für Konflikte mit Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für die Roh

stoffsicherung und -gewinnung sind Einschränkungen für die vorgesehene Gewinnung der Roh

stoffe und die Erschwerung eines vollständigen Abbaus zu berücksichtigen und darzulegen. So

fern für die Bewertung der Vereinbarkeit des Vorhabens in Ausführung als Freileitung mit die

sen Erfordernissen der Raumordnung Vermeidungsmaßnahmen wie eine Mastsetzung außer

halb sensibler Bereiche ausschlaggebend sind, sollten diese Maßnahmen mit den Plangebern 

abgestimmt werden. 

3.5 Trassenkorridorvergleich 

Ein Trassenkorridorvergleich aus raumordnerischer Sicht ist innerhalb der RVS durchzuführen. 

In die vergleichende Betrachtung von Trassenkorridoren sind neben den Ergebnissen der Kon

formitätsbewertung für die erhobenen, betrachtungsrelevanten Erfordernisse der Raumordnung 

auch die Ergebnisse der Prüfung anderer raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen sowie 

sonstige Belange einzubeziehen. Für alle betrachteten Trassenkorridore sind die ermittelten 

maßgeblichen raumordnerischen Konflikte explizit zu benennen. Im Vergleich ist es auch mög

lich, positive gesamträumliche Planaussagen an anderer Stelle (z. B. Rückbau der Bestandslei

tung) in die verbal-argumentative Darlegung einzubringen (vgl. Ziffer 6 des vorliegenden Unter

suchungsrahmens). 

Das Ergebnis des Vergleichs der Trassenkorridore im Rahmen der RVS ist in die in Ziffer 6 des 

vorliegenden Untersuchungsrahmens dargestellte Gesamtbeurteilung und den Alternativenver

gleich einzubeziehen. 

3.6 Kartenkonzept 

Für die Bestandserhebung im Untersuchungsraum, die Darstellung des Konfliktpotenzials und 

der Konformitätsbewertung sind separate Karten zu erstellen. Die in Kapitel 6.2.3.2 (S. 239) des 

Antrags vorgesehen Maßstäbe sind anzuwenden. 
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4 Umfang und Detaillierungsgrad für die erforderlichen Angaben 
zur Untersuchung der Umweltaspekte 

4.1 Strategische Umweltprüfung (SUP) 

4.1.1 Rechtliche Grundlagen und fachliche Regelwerke 

Auf Basis der in Kapitel 6.1 und 6.3 (S. 228 ff. und 250 ff.) des Antrags enthaltenen Ausführun

gen sind mindestens die in Kapitel 3.2.3 (Tabelle 8, S. 94 f.) des Antrags aufgelisteten rechtli

chen Grundlagen – soweit diese hier einschlägig sind – als Ziele des Umweltschutzes zu be

rücksichtigen.  

Auf Basis der zu Beginn des Kapitels 6.3 (S. 250 f.) des Antrags aufgeführten Auflistung sind 

alle dem Umweltbericht zugrunde zu legenden fachlichen Regelwerke sowie deren Operationa

lisierung nachvollziehbar begründet darzustellen. Die Terminologie des Umweltberichts hat sich 

an der Terminologie des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zu orientie

ren. 

4.1.2 Schutzgutübergreifende Festlegungen nach §§ 39 und 40 UVPG 

4.1.2.1 Abschichtung und methodisches Vorgehen im Rahmen der Umweltprüfung 

Die vorgenommene Abschichtung (Umfang und Detaillierungsgrad) ist je Schutzgut darzustellen 

und zu begründen. Dabei ist darzulegen, ob die Belange auf der jeweiligen Planungsstufe opti

mal geprüft werden können und ob sich die Konflikte in dieser Ebene sachgerecht bewältigen 

lassen. 

Für die Quantifizierung von Umweltauswirkungen sind gegebenenfalls technische Annahmen zu 

treffen und entsprechend darzustellen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn hierdurch 

die Zulässigkeit erreicht oder die Erheblichkeit von Umweltauswirkungen vermieden wird.  

Die potenzielle Trassenachse bzw. Querungsoptionen sind dort anzugeben, wo es zur Be

schreibung und Bewertung der voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen erforderlich 

ist, also beispielsweise in Engstellen oder bei der Querung von Riegeln. 

Konkretisierend sind als Vorbelastung (Kap. 6.3.6, S. 278) auch die Erdfunkstellen auf dem Ge

meindegebiet Fuchsstadt zu berücksichtigen. 

Die Vollständigkeit und Aktualität aller relevanten Gebietsausweisungen (z.B. Naturschutz- oder 

FFH-Gebiete) mit Bezug zu den einzelnen Schutzgütern und geprüften Sachverhalten ist si

cherzustellen. 
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4.1.2.2  Merkmale der Umwelt, Umweltzustand und Umweltprobleme 

Für die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands ist konkretisierend zu Kapitel 6.3.1.2 

(S. 255 f.) des Antrags zu berücksichtigen, dass als Prognosehorizont für die voraussichtliche 

Entwicklung bei Nichtdurchführung des Plans das geplante Datum der Errichtung des Vorha

bens zugrunde zu legen ist. Weiterhin sind hier verfestigte Planungen unabhängig von der Pla

nungsebene zu berücksichtigen, sofern sie in räumlichem und sachlichem Zusammenhang mit 

dem Vorhaben stehen. Die in den Anlagen zum Bundesbedarfsplan- und Energieleitungsaus

baugesetz enthaltenen Vorhaben und Maßnahmen sind bei der voraussichtlichen Entwicklung 

des Umweltzustandes auf Basis des jeweiligen Planungsstandes zu berücksichtigen.  

4.1.2.3  Beschreibung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen gemäß      
§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 UVPG 

Der Prüfungsmaßstab der Erheblichkeit ist nachvollziehbar aus den anwendbaren rechtlichen 

Grundlagen und fachlichen Regelwerken (vgl. Ziffer 4.1.1 des vorliegenden Untersuchungsrah

mens) abzuleiten. Dabei ist jede potenzielle Umweltauswirkung in den Umweltbericht aufzuneh

men und insbesondere die Nichterheblichkeit der voraussichtlichen Umweltauswirkungen je

weils zumindest kurz zu begründen.  

Die Ermittlung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen hat für jede Fläche bzw. 

die nicht im GIS darstellbaren Sachverhalte einzeln zu erfolgen. Insbesondere um Dritten die 

Beurteilung zu ermöglichen, ob und in welchem Umfang sie von den voraussichtlichen Umwelt

auswirkungen betroffen werden können, müssen die Umweltauswirkungen angemessen karto

grafisch dargestellt sowie textlich und tabellarisch hinreichend konkret erläutert werden. 

4.1.2.4 Geplante Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung und Ausgleich der vo
raussichtlichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 

Die Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich voraussichtlich erheblicher 

nachteiliger Umweltauswirkungen sind wie folgt getrennt darzustellen:  

1. Maßnahmen, die projektimmanent für die Zulässigkeit erforderlich sind,  

2. Maßnahmen, die angenommen werden, um voraussichtlich erhebliche Umweltauswir

kungen zu vermeiden bzw. deren Erheblichkeit zu mindern. 

Es ist zu beachten, dass die Maßnahmen nicht pauschal als Verhinderungs- und Verringe

rungsmaßnahme angenommen werden können, da sie je nach Örtlichkeit nicht wirksam sind 

oder ihrerseits erhebliche Umweltauswirkungen nach sich ziehen können. 

Bei der Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 

sind die in Betracht kommenden Verhinderungs- und Verringerungsmaßnahmen mit konkretem 



 

 
Seite 18 von 38 
 

Vorhaben- und Raumbezug angemessen in die Untersuchung einzubeziehen und zu beschrei

ben, einschließlich einer Darlegung der Umsetzbarkeit sowie einer Wirkungsprognose der je

weiligen Verhinderungs- und Verringerungsmaßnahme. 

4.1.2.5 Trassenkorridorvergleich 

Ein Trassenkorridorvergleich anhand umwelt- und naturschutzfachlicher Belange ist innerhalb 

der SUP durchzuführen. Dafür können die in Kapitel 6.3.10 (S. 280) des Antrags genannten Kri

terien herangezogen werden. Ergänzend sind auch nicht flächenhaft darstellbare Sachverhalte 

in den Vergleich einzustellen. 

4.1.3 Schutzgutbezogene Festlegungen gem. den Anforderungen nach § 40 UVPG 

4.1.3.1 Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 

(S. 252 ff.), Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.1 (S. 270 f.) des Antrags enthaltenen Aus

führungen darzustellen. Riegel und Engstellen sind in einem angemessenen detailreichen Maß

stab zu betrachten und darzustellen, sofern in den betrachteten Querungsoptionen eine Annä

herung des zukünftigen Schutzstreifens an Gebäude oder Gebäudeteile, die zum dauerhaften 

Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, von weniger als 20 m erfolgt oder maßgebliche Immis

sionsorte vorliegen. Hierdurch muss ermöglicht werden, dass maßgebliche Immissionsorte und 

Gebäude oder Gebäudeteile erkennbar sind.  

Ergänzend zu den in Kapitel 6.3.5.1 (S. 270 f.) des Antrags dargestellten Datengrundlagen ist in 

den Riegeln und Engstellen mit Siedlungsbezug die Lage und Zweckbestimmung von Immissi

onsorten durch Begehungen vor Ort zu erfassen und zu dokumentieren, um die Zweckbestim

mung der Immissionsorte und Gebäude (-teile) in Bezug auf die 26. BImSchV und die bauliche 

Nutzung nach § 1 Abs. 2 BauNVO in Bezug auf die TA Lärm festzustellen.  

Ergänzend sind Erholungswälder in die Datengrundlage einzubeziehen.  

Es ist darzustellen, inwiefern erhebliche Umweltauswirkungen auch unterhalb der Grenzwerte 

bzw. Immissionsrichtwerte vorliegen können. Dabei sind auch die Daten und Ergebnisse der im

missionsschutzrechtlichen Ersteinschätzung (vgl. Ziffer 4.4 des vorliegenden Untersuchungs

rahmens) zu berücksichtigen. Erhebliche Umweltauswirkungen nach dem UVPG liegen nicht 

erst dann vor, wenn die Grenz- bzw. Immissionsrichtwerte voraussichtlich überschritten werden. 

Umweltauswirkungen sind vielmehr bereits dann erheblich, wenn sie an die Grenz- bzw. Immis

sionsrichtwerte heranreichen und deshalb in der Abwägung so gewichtig sind, dass ein Einfluss 

auf das Ergebnis der Bundesfachplanung nicht ausgeschlossen werden kann. 
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4.1.3.2 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 (S. 252 

ff.), Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.2 (S. 271 ff.) des Antrags enthaltenen Ausführun

gen darzustellen. 

Ergänzend ist in Waldgebieten und Gehölzflächen zu prüfen, inwieweit sich bei Eingriff in den 

Gehölz- oder Waldbestand beispielsweise Sturmwürfe und -brüche, Befall durch forstliche 

Schadinsekten oder Sonnenbrand auf benachbarte Flächen auswirken. Soweit dies der Fall ist, 

sind diese und weitere Effekte, die potenziell auftreten können, in den Wirkungsbereichen dar

zustellen. Zudem sind die Schneiseneffekte zu untersuchen. Konkretisierend ist die Inanspruch

nahme von Waldflächen quantitativ darzustellen. 

In Ergänzung zu den Ausführungen in Kapitel 6.3.5.2 (S. 271) sind Erfordernisse der Raumord

nung mit Bezug zum Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt entsprechend der 

Ausführungen in Kapitel 6.1 (S. 228) in die Prüfungen aufzunehmen. 

Bezüglich der voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustands und bezüglich bedeutsamer 

Umweltprobleme sind Monitoringberichte und Maßnahmenprogramme auf Relevanz für das 

Vorhaben zu prüfen und ggf. auszuwerten.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die Aktualität der amtlichen Biotopkartierung, beispielweise in 

den Landkreisen in Unterfranken, nicht immer gegeben ist. Es ist zudem zu berücksichtigen, 

dass ggf. nicht alle derzeit gesetzlich geschützten Biotoptypen in älteren Biotopkartierungen er

fasst wurden. Dies betrifft beispielsweise arten- und strukturreiches Dauergrünland gemäß Art. 

23 BayNatSchG.  

Zur Ermittlung der spezifischen Empfindlichkeit sind die jeweiligen Schutzgebietsausweisungen 

hinsichtlich ihrer Schutzziele sowie ihrer spezifischen Ge- und Verbote auszuwerten. Klarstel

lend zu Kapitel 6.3.5.2 (S. 271) sind Landschaftsschutzgebiete, die insbesondere dem Schutz 

von Tieren, Pflanzen und der biologischen Vielfalt dienen, hinsichtlich dieses Schutzguts zu be

trachten. 

Es sind die Ergebnisse aus der artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung sowie aus der Natura 

2000-Betrachtung zu berücksichtigen. Es sind die geeignetsten Geodaten zu verwenden und, 

soweit erforderlich, auch bei den unteren Naturschutzbehörden und bei Verbänden auf regiona

ler Ebene abzufragen. 

Bei den entsprechenden Naturschutzbehörden sind auch Daten für in Ausweisung befindliche 

Schutzgebiete abzufragen. Diesbezüglich wird insbesondere auf die geplante Neuausweisung 

des Naturschutzgebiets „Stoppelsberg“ hingewiesen. 
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Ergänzend zu den in Kapitel 6.3.5.2 (S. 271 f.) des Antrags genannten Datengrundlagen sind 

mindestens folgende Datenquellen (soweit verfügbar) heranzuziehen und zu berücksichtigen: 

1. Waldbestandsdaten und Informationen zu Kernflächen / Naturwaldentwicklungsflächen 

von HessenForst, 

2. Wildwegeplan und Pläne zum landesweiten Biotopverbund,  

3. Waldfunktionsplanung der Bayrischen Forstverwaltung. 

4. Landschaftsentwicklungskonzept Region Main-Rhön (LEK 3, 2003; www.main-

rhoen.de), z.B. Schwerpunktgebiete des regionalen Biotopverbunds  

5. Fachbeiträge des Bayerischen Landesamtes für Umwelt zur Landschaftsrahmenplanung 

Bayern „Arten- und Lebensräume“, „Biotopverbund“ 

6. Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern 

7. Artenhilfsprogramme Bayern 

Die Daten zur Realnutzung gemäß Kapitel 6.3.5.2 (S. 271) des Antrags sind zur Differenzierung 

der empfindlichen Bereiche der im genannten Kapitel aufgeführten Schutzgebiete auszuwerten. 

Zu den in Kapitel 6.3.5.2 (S. 272) des Antrags dargestellten Kartierungen wird auf die Anmer

kungen in Ziffer 4.3.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens verwiesen.  

4.1.3.3 Boden 

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 (252 ff.), 

Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.3 (S. 273) des Antrags enthaltenen Ausführungen 

darzustellen und zu berücksichtigen. 

Klarstellend ist der in Kapitel 6.3.5.3 (S. 273) genannte Untersuchungsraum für das Schutzgut 

Boden zur Ermittlung der Umweltauswirkungen dahingehend zu wählen, dass alle temporären 

und dauerhaft in Anspruch genommenen Flächen sowie die Wirkungsbereiche des Vorhabens 

erfasst werden.  

Ergänzend sind Informationen zu vorhandenen Schlotgängen zu berücksichtigen.  

Hinsichtlich der Empfindlichkeit der Bodenfunktionen nach §§ 1 und 2 BBodSchG sowie § 1 

BNatSchG gegenüber den bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkungen sind die Bodentypen 

(insbesondere verdichtungsempfindliche, erosionsgefährdete und besonders schutzwürdige Bö

den) unter den standörtlichen Voraussetzungen ergänzend auf der Basis anerkannter boden

schutzfachlicher Bewertungsgrundlagen zu bewerten und der Ermittlung der erheblichen Um

weltauswirkungen insbesondere in Teilerdverkabelungsabschnitten zugrunde zu legen in Bezug 

auf: 

http://www.main-rhoen.de/
http://www.main-rhoen.de/
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1. Eine mögliche Einbringung von Fremdmaterial (z. B. Sand, Flüssigboden) oder von Schad

stoffen (z. B. Betriebsstoffen während der Bauphase), 

2. eine zu erwartende Veränderung der Bodenstruktur und des Bodenaufbaus beispielweise 

durch Umlagerung auch in Verbindung mit Auswirkungen auf den Stoffhaushalt, den Boden

wasserhaushalt und die Bodenluft sowie in Bezug auf Erosion, Hangrutschung und Verdichtung 

und 

3. eine mögliche Erwärmung des Bodens. 

Im Rahmen der Untersuchung des Schutzgutes Boden sind überschlägig Angaben zur Flächen

inanspruchnahme zu machen. Hierbei ist zwischen temporärer und dauerhafter Flächeninan

spruchnahme sowie zwischen Freileitungs- und Teilerdverkabelungsabschnitten zu unterschei

den. Die weiteren Maßnahmen zum Bodenschutz sind zu benennen. 

Zudem sind Böden mit besonders hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit bei einer Betroffenheit 

zu berücksichtigen. 

Ergänzend sind Informationen über Georisiken – bzw. gefahren (z. B. aktive oder inaktive Han

grutschungen, Subrosion oder Hangzerreißung) zu berücksichtigen. Zur Erfassung, Analyse 

und Bewertung sind skalierbare Kriterien für die Empfindlichkeit (z. B. Verdichtungsempfindlich

keit, Erosionsgefährdung) und für die Schutzwürdigkeit (z. B. Bodenfunktionen) heranzuziehen. 

Konkretisierend zu den Ausführungen in Kapitel 6.3.5.3 (S. 273) des Antrags sind unter ande

rem auch die nachfolgenden Datengrundlagen zu verwenden: 

1. Arbeitshilfen und Leitfäden zu den verschiedenen bodenkundlichen Belangen (z. B. 

Bodenfunktionsbewertung, „Bodenschutz beim Netzausbau – Empfehlungen zur Be

rücksichtigung des Schutzgutes Boden für erdverlegte Höchstspannungsleitungen“ 

der LABO), 

2. Daten des BodenViewer Hessen,  

3. Daten des UmweltAltlas Bayern, 

4. Daten des Fachinformationssystems Altflächen und Grundwasserschadensfälle des 

Landes Hessen (FIS AG),  

5. Gefahrenhinweiskarten des Bayrischen Landesamtes für Umwelt, Daten der Altlas

tendatei Hessens und 

6. Daten der Bodenfunktionsbewertung des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, 

Umwelt und Geologie. 
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Außerdem sind Informationen zu den Altstandorten, Altablagerungen, altlastverdächtigen Flä

chen, Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen bei den zuständigen Bodenschutzbehör

den einzuholen und zu berücksichtigen.  

4.1.3.4 Fläche 

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 

(S. 252 ff.), Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.4 (S. 273 f.) des Antrags enthaltenen Aus

führungen darzustellen und zu berücksichtigen. 

Klarstellend ist der in Kapitel 6.3.5.4 (S. 274) genannte Untersuchungsraum für das Schutzgut 

Fläche zur Ermittlung der Umweltauswirkungen dahingehend zu wählen, dass alle temporären 

und dauerhaft in Anspruch genommenen Flächen sowie die Wirkungsbereiche des Vorhabens 

erfasst werden.  

Im Rahmen der Untersuchung des Schutzgutes Fläche sind überschlägig Angaben zur Flä

cheninanspruchnahme zu machen. Hierbei ist zwischen temporärer und dauerhafter Flächenin

anspruchnahme sowie zwischen Freileitungs- und Teilerdverkabelungsabschnitten zu unter

scheiden.  

4.1.3.5 Wasser 

Klarstellend ist der in Kapitel 6.3.5.5 (S. 274) des Antrags genannte Untersuchungsraum in Ein

zelfällen auszudehnen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn innerhalb des Untersu

chungsraums voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen prognostiziert werden und sich 

diese aufgrund der Fließverhältnisse auch auf Bereiche außerhalb des Untersuchungsraums 

ausdehnen können. Gleiches gilt, wenn an den Trassenkorridor Schutzgutausprägungen mit 

besonders hoher Empfindlichkeit angrenzen (z. B. Gebiete nach Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG). 

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Ziffer 4.1.2.2 des vorlie

genden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 (S. 252 ff.), Kapitel 6.3.2 

(S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.5 (S. 274 f.) des Antrags enthaltenen Ausführungen darzustellen.  

Ergänzend zu den Ausführungen in Kapitel 6.3.5.5 (S. 274 f.) des Antrags sind die nachfolgen

den Sachverhalte auf Relevanz für das Vorhaben zu prüfen: 

1. Gebiete, Vorhaben, Dämme oder Deiche/Hochwasserschutzanlagen zum vorbeu

genden Hochwasserschutz,  

2. Gewässerrandstreifen nach § 39 WHG, 

3. Uferzonen nach § 61 BNatSchG, 
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4. Grundwasser, 

5. Schutzwälder u.a. für Grundwasser, 

6. Gebiete mit Quellen und deren Einzugsgebiete, 

7. Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 WHG, 

8. Wassergewinnungsanlagen und deren Einzugsgebiete, sofern diese über die Was

serschutzgebiete hinausgehen und 

9. Deponien, Altablagerungen, bekannte Altlastenobjekte bzw. Altlastenverdachtsflä

chen, bei denen eine Mobilisation von Schadstoffen im Grundwasser durch das Vor

haben eintreten könnte. 

Bei Erdverkabelungsabschnitten sind potentielle Auswirkungen durch Wärmeemissionen auf 

das Schutzgut Wasser zu prüfen. 

Sind Gebiete mit wasserrechtlichen Einschränkungen betroffen, bei denen die Errichtung oder 

Änderung baulicher Anlagen nur im Ausnahmefall zulässig ist, sind diese einzeln aufzulisten 

und eine Prognose über die Zulässigkeit zu erstellen. Die entsprechenden Ergebnisse sind bei 

der Ermittlung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu berücksichtigen. Es 

muss bereits in den Unterlagen nach § 8 NABEG erkennbar sein, ob eine mögliche Befreiung 

von Verbotstatbeständen im nachgelagerten Verfahren erteilt werden müsste und wie diese zu 

bewerten wäre. 

 

Die für die Beschreibung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen erforderlichen 

Daten sind nach Maßgabe der Ziffer 4.1.2.3 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie 

der in Kapitel 6.3.5.5 (S. 274 f.) des Antrags enthaltenen Ausführungen darzustellen. Ergän

zend dazu sind u. a.: 

1. Daten für die gemäß Kapitel 6.3.5.5 (S. 274 f.) des Antrags und Kapitel 4.1.3.5 des Un

tersuchungsrahmens zu berücksichtigenden Sachverhalte bei den zuständigen Wasser

behörden abzufragen, 

2. Starkregenhinweiskarte für Hessen (HLNUG), 

3. Geoportal Hessen (Gewässer), 

4. Hochwasserrisiko- und Gefahrenkarten, 

5. Bewirtschaftungspläne (Zyklus 2022-2027) sowie  
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6. die vorliegenden Umweltberichte der räumlich und sachlich betroffenen Pläne und Pro

gramme  

zu beschaffen und auszuwerten.  

Als grundsätzlich relevante Rechtsgrundlagen sind das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und das 

Hessische Wassergesetz sowie das Bayerische Wassergesetz einzuhalten. Zur Gewährleistung 

einer nachvollziehbaren Prüfung insbesondere der Trennung von Abwägungsbelangen und 

striktem Recht, sowie zur klareren Abgrenzung zwischen Umweltprüfung und der Prüfung der 

Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), sind die Anforderungen der WRRL bzw. 

der entsprechenden Vorschriften im WHG gliederungstechnisch in einem gesonderten Punkt 

„Fachbeitrag WRRL“ vorzusehen. 

4.1.3.6 Luft und Klima  

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 (S. 252 

ff.), Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.6 (S. 275) des Antrags enthaltenen Ausführungen 

darzustellen und zu berücksichtigen. 

Ergänzend sind die lokalklimatischen Veränderungen insbesondere im Bereich von gegebenen

falls notwendig werdenden Waldquerungen bzw. Waldrodungen zu betrachten; dies betrifft bei

spielsweise die Fälle, in denen den betroffenen Waldflächen in den einschlägigen Planwerken 

besondere Funktionen zum Schutz des Klimas zugewiesen worden sind. Zudem sind die Aus

wirkungen der Windverhältnisse (Schneiseneffekte) bzw. der Kalt- /Frischluftabflüsse zu unter

suchen, insbesondere wenn die Querung von Waldflächen und damit die Entstehung von Ro

dungsflächen absehbar ist. 

4.1.3.7 Landschaft 

Für visuelle Wirkungen ist als Untersuchungsraum der Trassenkorridor mit einer Aufweitung von 

5 km beidseits der Trassenkorridore zugrunde zu legen. Soweit aufgrund bewegter Topogra

phie die visuellen Wirkungen auch außerhalb des Untersuchungsraumes zu erwarten sind, ist 

dieser einzelfallbezogen aufzuweiten. 

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1.2 

(S. 256 f.), Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.7 (S. 275 f.) des Antrags enthaltenen Aus

führungen darzustellen. Die Umweltmerkmale sind auf der Basis einer formalisierten Bewer

tungsmethode (flächendeckende Landschaftsbildbewertung, die auf der Grundlage der in Kapi
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tel 6.3.5.7 (S. 275 f.) des Antrags aufgeführten Sachverhalte im Untersuchungsraum durchge

führt wird) darzustellen. Dabei ist eine Ermittlung, Beschreibung und Bewertung des Land

schaftsbilds hinsichtlich der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes durch

zuführen und dies z.B. auf Landschaftsbildeinheiten bzw. Landschaftstypen zu beziehen.  

Zusätzlich zu den in Kapitel 6.3.5.7 (S. 275 f.) des Antrags aufgeführten Sachverhalten sind ins

besondere zu berücksichtigen: 

1. geschützte Teile von Natur und Landschaft gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG mit Be

deutung für die Erholungsnutzung oder für die Erhaltung von Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit der Landschaft oder für die Belebung des Landschaftsbildes (bspw. das 

Biosphärenreservat Rhön, NSG „Kernzonen im bayerischen Teil des Biosphärenre

servates Rhön“), 

2. landesweit bedeutsame Kulturlandschaften,  

3. weitere bundesrelevante Kriterien, wie z. B. unzerschnittene Funktionsräume und 

Lebensraumnetze, 

4. national bedeutsame Rad- und Wanderwege 

5. geplante Landschaftsschutzgebiete 

6. Erholungs- und erlebensrelevante Sachverhalte 

7. Landschaftliche Vorbehaltsgebiete und Vorranggebiete 

8. Wald mit besonderer Bedeutung für das Landschaftsbild 

9. Landschaftsbild prägende Elemente 

Zudem wird auf die Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Auenverbund Fulda“ im Be

reich Tiefengruben/ Fliedeaue-Hattenhof/ Rehbachaue und Döllbachaue hingewiesen. 

Bei der Ermittlung, Beschreibung und Bewertung des Landschaftsbildes hinsichtlich der Vielfalt, 

Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes sind auch relevante Kumulationswirkungen 

mit anderen Planungen und Maßnahmen einzubeziehen. Die Landschaftsbildbewertung Bayern 

des Bayerischen Landesamtes für Umwelt ist mit einzubeziehen. 

Zudem sind Landschaftsbildanalysen beziehungsweise digitale Sichtbarkeitsanalysen auf 

Grundlage geeigneter Modellierungssysteme durchzuführen, die die voraussichtliche Masthöhe 

sowie sichtverschattend wirkende Raumstrukturen berücksichtigen. Die Analyse ist – abwei

chend vom in Kap. 6.3.5.7 (S. 275 f.) dargestellten Vorgehen – für die gesamten im Rahmen 

dieses Untersuchungsrahmens festgelegten zu untersuchenden Trassenkorridore durchzufüh

ren. 
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In Ergänzung zu den Ausführungen in Kapitel 6.3.5.7 (S. 275 f.) sind Erfordernisse der Raum

ordnung mit Bezug zum Schutzgut Landschaft entsprechend der Ausführungen in Kapitel 6.1 

(S. 228) in die Prüfungen aufzunehmen. 

Zusätzlich zu den im Kapitel 6.3.5.7 (S. 276) aufgeführten Datengrundlagen sind weitere Daten

grundlagen heranzuziehen: 

1. Landschaftsentwicklungskonzept Region Main-Rhön (LEK 3, 2003) 

2. Fachbeiträge zur Landschaftsrahmenplanung des Bayerischen Landesamtes für Umwelt 

„Landschaftsbild und Erholung“, „Bedeutsame Kulturlandschaften in Bayern“ 

3. Waldfunktionspläne (Region Würzburg (2) und Main-Rhön (3)). 

 

4.1.3.8 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Sollte im Einzelfall anhand der örtlichen Begebenheiten ein abweichender Untersuchungsraum 

zu den in Kapitel 6.3.5.8 (S. 276 f.) des Antrags genannten Untersuchungsräumen erforderlich 

sein, ist dieser zu begründen.  

Die in Kapitel 6.3.5.8 (S. 276 f.) gelisteten sonstigen Sachgüter sind abweichend zum Vorschlag 

des Vorhabenträgers in der Unterlage „sonstige öffentliche und private Belange“ zu prüfen (vgl. 

Ziffer 5 des vorliegenden Untersuchungsrahmens). Für die Inanspruchnahme von Land- und 

Forstwirtschaftsflächen ist eine überschlägige Prüfung im Rahmen der SUP vorzunehmen. Der 

vorgesehene Untersuchungsraum ist insbesondere für die Erfassung und Bewertung von Flug

häfen, Landeplätzen und Flughafenbezugspunkten über den Trassenkorridor hinaus aufzuwei

ten.  

Die Merkmale der Umwelt sowie relevante Umweltprobleme sind nach Maßgabe der Ziffer 

4.1.2.2 des vorliegenden Untersuchungsrahmens sowie auf Basis der in Kapitel 6.3.1 (252 ff.), 

Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) und Kapitel 6.3.5.8 (S. 276 f.) des Antrags enthaltenen Ausführungen 

darzustellen. Bei Kulturdenkmalen mit Umgebungsschutz ist auf eventuelle Einschränkungen 

der Sicht- und Erlebbarkeit des Kulturdenkmals unter Berücksichtigung der geforderten Min

destabstände für Freileitungen einzugehen. 

Klarstellend sind die in Kapitel 6.3.5.8 (S. 267) des Antrags gelisteten Sachverhalte unabhängig 

von der Beschränkung auf das Kriterium „bedeutsam“ zu untersuchen. Die Schutzvorgaben der 

landesspezifischen Denkmalschutzgesetze sind zu beachten.  

Ergänzend zu der in Kapitel 6.3.5.8 (S. 267 f.) des Antrags gelisteten Datengrundlage sind  

- das Denkmalverzeichnis der hessenARCHÄOLOGIE beim Landesamt für Denkmal

pflege Hessen,  
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- Daten des landesgeschichtlichen Informationsdienstes Hessen, 

- Fernerkundungsdaten Hessen, 

- der Bayerische Denkmal-Atlas bzw. der BayernAtlas und 

- Fachbeitrag des Bayerischen Landesamtes für Umwelt zu „Bedeutsamen Kulturland

schaftsbereichen“ 

für die Erfassung heranzuziehen. Auf dieser Grundlage sind die für das beantragte Vorha

ben relevanten Denkmale in Abstimmung mit den zuständigen Behörden zu bestimmen. Ins

besondere ist die historische „Strecke 46“ in die Betrachtung des Schutzgutes „Kulturelles 

Erbe“ einzustellen. 

 

Bei der Betrachtung der Auswirkungen auf die Raumwirkung von Kulturdenkmälern ist zwischen 

der Wirkung von Freileitungen und Erdkabeln zu unterscheiden.  

Die Auswirkungen von Freileitungen auf Baudenkmäler und ihre Umgebung sind auf der Basis 

geeigneter Sichtbarkeitsanalysen durchzuführen. Für die Auswirkungen auf landschaftsprä

gende Baudenkmäler in Bayern sind die Inhalte des Papieres „Anforderungen an eine Sichtana

lyse zur Prüfung der Auswirkung von Windkraftanlagen (WKA) auf Baudenkmäler“ (herausge

geben vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege BLfD) sinngemäß heranzuziehen. 

 

4.1.3.9 Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

Der Untersuchungsraum der Wechselwirkungen entspricht dem Untersuchungsraum der von 

Wechselwirkungen potenziell betroffenen Schutzgüter. In Einzelfällen ist eine Ausdehnung vor

zunehmen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn innerhalb des Trassenkorridors vo

raussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen aufgrund von Wechselwirkungen prognostiziert 

werden und sich diese auch auf Bereiche außerhalb des o. g. Untersuchungsraums ausdehnen 

können. 

Ergänzend sind neben den Wechselbeziehungen, deren Bedeutung und Wirkung zu anderen 

Schutzgütern auch die Wechselbeziehungen innerhalb des spezifischen Schutzgutes zu be

trachten und auszuführen.  

4.2 Untersuchungen zur Natura 2000-Verträglichkeit 

Die in Kapitel 6.5 (S. 285 ff.) des Antrags vorgeschlagene Vorgehensweise zur Verträglichkeits

untersuchung der Natura 2000-Gebiete ist vorbehaltlich der nachfolgenden Ausführungen anzu

wenden. 
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Zusätzlich zu den in Kap. 6.5.1 (S. 286) aufgeführten Quellen ist folgende Literatur zu berück

sichtigen: 

1. Hinweise und Empfehlungen zu Vermeidungsmaßnahmen bei Erdkabelvorhaben 

(RUNGE et al., 2021)1 

2. 4. Fassung MGI Bernotat und Dierschke 2021a2, b3 und c4 

 

Konkretisierend zum Kapitel 6.5.2 (S. 287 ff.) sind bei der Auswahl der zu prüfenden Natura 

2000-Gebiete auch die Aktionsradien der im jeweiligen Gebiet geschützten bzw. charakteristi

schen kollisionsgefährdeten Vogelarten (vgl. Bernotat & Dierschke 20165, Bernotat et al. 20186, 

Bernotat & Dierschke 2021b) und der Abstand des Gebiets zum Trassenkorridor zu berücksich

tigen und gebietsbezogen anzugeben. Sollten Hinweise auf weiterreichende räumlich-funktio

nale Beziehungen bestehen, sind auch diese zu berücksichtigen (vgl. Bernotat et al. 2018). Er

gänzend gilt dies auch für Natura 2000-Gebiete außerhalb des vorgeschlagenen Untersu

chungsraums von bis zu 6.000 m beidseits der Trassenkorridore. 

Die zu prüfenden Natura 2000-Gebiete sind in einer Übersicht aufzulisten und sollten den ein

zelnen Regierungsbezirken zugeordnet werden. 

Es ist darzulegen, inwieweit das Vorhaben mit den Erhaltungs- und Entwicklungszielen und 

dem Schutzzweck der jeweils einschlägigen Rechtsvorschriften verträglich ist. Ergänzend zu 

Kapitel 6.5.6 (S. 297) des Antrags ist für die Natura 2000-Gebiete im Bereich Südhessen (Main-

Kinzig-Kreis) die Verordnung über die Natura 2000-Gebiete im Regierungsbezirk Darmstadt 

vom 20. Oktober 2016 heranzuziehen.  

Der aktuelle Erhaltungszustand von Arten und Lebensraumtypen nach der FFH-Richtlinie sowie 

die Erhaltungsmaßnahmen sind bei den Landesbehörden abzufragen. Diesbezüglich sind, so

weit vorhanden, zusätzlich zu den Managementplänen die Fachbeiträge (z.B. Grunddatenerfas

                                                
1 Runge, K., Schomerus, T., Gronowski, L., Müller, A., Rickert, C. (2021): Hinweise und Empfehlungen bei Erdkabel
vorhaben. F+E-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministeriums für Umwelt, Natur
schutz und nukleare Sicherheit im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz (FKZ 3518860700). BfN-Skripten 606 
2 Bernotat, D. und Dierschke, V. (2021a): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere im 
Rahmen von Projekten und Eingriffen. – Teil I: rechtliche und methodische Grundlagen, 4. Fassung, Stand 
31.08.2021, 193 S. 
3 Bernotat, D. & Dierschke, V. (2021b): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere im 
Rahmen von Projekten und Eingriffen. – Teil II.1: Arbeitshilfe zur Bewertung der Kollisionsgefährdung von Vögeln an 
Freileitungen. 4. Fassung, Stand 31.08.2021, 94 S. 
4 Bernotat, D. & Dierschke, V. (2021c): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere im 
Rahmen von Projekten und Eingriffen. – Teil II.6: Arbeitshilfe zur Bewertung störungsbedingter Brutausfälle bei Vö
geln am Beispiel baubedingter Störwirkungen. 4. Fassung, Stand 31.08.2021, 31 S. 
5 Bernotat, D. & Dierschke, V. (2016): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere im 
Rahmen von Projekten und Eingriffen. 3. Fassung – Stand 20.09.2016. – Leipzig (BfN), 460 S. 
6 Bernotat, D., Rogahn, S., Rickert, C., Follner, K. & Schönhofer, C. (2018): BfN-Arbeitshilfe zur arten- und gebiets
schutzrechtlichen Prüfung bei Freileitungsvorhaben. Bundesamt für Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 512, 200 S. 
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sungen) in die Betrachtungen einzubeziehen. Bei den zuständigen Naturschutzbehörden ist zu

dem abzufragen, inwiefern die in den Standarddatenbögen dokumentierten Erhaltungszustände 

noch dem aktuellen Zustand entsprechen. 

Ergänzend sind, soweit keine abgeschlossenen Managementpläne vorliegen, in Rücksprache 

mit den zuständigen Naturschutzbehörden, soweit vorhanden, Entwurfsfassungen heranzuzie

hen. Klarstellend zu Kap. 6.5.6 (S. 297) sind die im Natureg-Viewer öffentlich zugänglichen 

Maßnahmenpläne zu den einzelnen Gebieten auszuwerten und die Erhaltungs- und Schutzziele 

vollständig zu nennen. 

Gegenstand der Prüfung gemäß § 34 BNatSchG sind auch die charakteristischen Arten der po

tenziell betroffenen Lebensraumtypen in FFH-Gebieten. Zur Bestimmung der charakteristischen 

Arten können das BfN-Handbuch von Ssymank et al. (1998)7 bzw. (soweit verfügbar) die Neu

auflage des Handbuchs sowie landesspezifische Listen herangezogen werden. Zudem können 

Methoden zur Auswahl und Bewertung charakteristischer Arten dem Leitfaden „Charakteristi

sche Arten in der FFH-VP“ von Wulfert et al. (2016)8 entnommen werden. Es wird empfohlen, 

die Auswahl der charakteristischen Arten mit den zuständigen Naturschutzbehörden abzustim

men. 

Bei Hinweisen auf mögliche Wechselbeziehungen zwischen Natura 2000-Gebieten sowie zwi

schen Teilgebieten eines Gebietes sind diese zu prüfen. Für den Fall, dass Wechselbeziehun

gen bestehen, ist zu untersuchen, ob diese durch das Vorhaben dergestalt beeinflusst werden 

können, dass dies zu einer erheblichen Beeinträchtigung der jeweiligen Gebiete führen kann. 

Bei der Auswirkungsprognose sind die Angaben des Fachinformationssystems FFH-VP-Info zur 

Projekttyp „Energiefreileitungen – Hoch- und Höchstspannung“ (BfN 20169) zu berücksichtigen. 

Die Vorprüfung muss zusätzlich zur Beschreibung der relevanten Wirkfaktoren auch eine über

schlägige Ermittlung der Wirkintensität und maximaler Einflussbereiche bzw. Wirkräume umfas

sen.  

Die FFH-Verträglichkeitsprüfung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL darf nicht lückenhaft sein und muss 

vollständige, präzise und endgültige Feststellungen enthalten, die geeignet sind, jeden 

vernünftigen wissenschaftlichen Zweifel hinsichtlich der vorhabenbezogenen Auswirkungen auf 

                                                
7 Ssymank, A., Hauke, U., Rückriem, C. & Schröder, E. unter Mitarbeit von Messer, D. (1998): Das europäische 
Schutzgebietssystem Natura 2000. BfN-Handbuch zur Umsetzung der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie[92/43/EWG] 
und der Vogelschutzrichtlinie [79/409/EWG], Schriftenreihe für Landschaftspflege 53, Bundesamt für Naturschutz, 
Bonn [Hrsg.], S. 560. 
8 Wulfert, K., Lüttmann, J., Vaut, L. & M. Klußmann (2016): Berücksichtigung charakteristischer Arten der FFH-Le
bensraumtypen in der FFH-Verträglichkeitsprüfung – Leitfaden für die Umsetzung der FFH-Verträglichkeitsprüfung 
nach § 34 BNatSchG in Nordrhein-Westfalen, Schlussbericht (19.12.2016) im Auftrag des Ministeriums für Klima
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen. 
9 Bundesamt für Naturschutz (2016): FFH-VP-Info: Fachinformationssystem zur FFH-Verträglichkeitsprüfung, Stand 
"02. Dezember 2016", www.ffh-vp-info.de. 
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ein Natura 2000-Gebiet auszuräumen. Sofern auf der vorgelagerten Planungsebene der 

Bundesfachplanung schon Hinweise darauf vorliegend sollten, dass durch einen Trassenkorri

dor Auswirkungen auf die in dem Gebiet vorkommenden Lebensraumtypen und Arten, für die 

das Gebiet nicht ausgewiesen wurde, bzw. Auswirkungen auf die außerhalb der Grenzen die

ses Gebiets vorhandenen Lebensraumtypen und Arten möglich sind, so sind auch diesbezüg

lich in der FFH-Verträglichkeitsprüfung die Vorgaben des EuGH (vgl. EuGH, Urteil vom 

07.11.2018, Rs. C-461/17, „Holohan“, Rn. 32 bis 40) darzustellen, soweit die prognostizierten 

vorhabenbedingten Auswirkungen geeignet sind, die Erhaltungsziele des Gebiets selbst zu 

beeinträchtigen und hierdurch ein Querriegel oder eine Engstelle entstehen kann. Verbleiben 

diesbezüglich Zweifel, sind sodann die Voraussetzungen für die Prüfung einer Ausnahme nach 

Art. 6 Abs. 4 FFH-RL darzulegen. 

Ferner sind zur Beurteilung der Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele sowie der maßgebli

chen Bestandteile des Schutzgebiets durch das Zusammenwirken mit anderen Plänen und Pro

jekten bereits abgeschlossene Vorhaben sowie genehmigte Projekte und Pläne in die Betrach

tung einzubeziehen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn sie entweder das Gebiet 

dauerhaft beeinflussen oder Anzeichen für eine fortschreitende Beeinträchtigung des Gebiets 

bestehen oder wenn sich im Zusammenwirken mit dem beantragten Vorhaben Auswirkungen 

auf den Zustand der Lebensräume und Arten ergeben können. Die Reichweite der Wirkfaktoren 

ist dabei ausgehend vom Rand des Trassenkorridors zu bemessen. Die Bewertung der Erheb

lichkeit hat anhand geeigneter naturschutzfachlicher Bewertungsmethoden zu erfolgen, die dem 

aktuellen Stand der Wissenschaft entsprechen. Die Bewertungsgrundlagen sind unter anderem 

den einschlägigen europäischen, bundes- und landesspezifischen Standardwerken und Leitfä

den zu entnehmen.  

Sofern im Rahmen der Erheblichkeitsbewertung Maßnahmen zur Schadensbegrenzung heran

gezogen werden müssen, ist deren Wirksamkeit konkret und ggf. artspezifisch darzulegen (vgl. 

z.B. Liesenjohann et al. 201910). 

Sofern bei einer Verträglichkeitsprüfung erhebliche Beeinträchtigungen für einen Freileitungs

neubau nicht ausgeschlossen werden können, ist zu prüfen, ob mit einer Teilerdverkabelung 

eine zumutbare Alternative gemäß § 4 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 BBPlG gegeben ist. 

Sind Maßnahmen zur Kohärenzsicherung zu ergreifen, da eine gebietsschutzrechtliche Abwei

chungsentscheidung gemäß § 36 S. 1 Nr. 2 i. V. m. § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG einzuholen ist, 

so sind diese anhand der konkreten räumlichen Situation darzustellen. Es ist der Nachweis zu 

                                                
10 Liesenjohann, M., Blew, J., Fronczek, S., Reichenbach, M. & Bernotat, D. (2019): Artspezifische Wirksamkeiten 
von Vogelschutzmarkern an Freileitungen. Methodische Grundlagen zur Einstufung der Minderungswirkung durch 
Vogelschutzmarker – ein Fachkonventionsvorschlag. Bundesamt für Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 537: 286 S. 
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erbringen, dass diese Maßnahmen auf Ebene der Planfeststellung auch tatsächlich die Kohä

renz der Gebiete sicherstellen. 

Hinsichtlich der Erhebungen im Gelände wird auf Ziffer 4.3.2 des vorliegenden Untersuchungs

rahmens verwiesen. 

4.3 Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung 

Die in Kapitel 6.4 (S. 281 ff.) des Antrags vorgeschlagene Vorgehensweise zur artenschutz

rechtlichen Ersteinschätzung (ASE) ist vorbehaltlich der unter den folgenden Ziffern dargelegten 

Anpassungen anzuwenden. Die Leitfäden, Verwaltungsvorschriften und Vollzugshinweise der 

Länder für die artenschutzrechtliche Prüfung sind zu berücksichtigen. 

4.3.1 Auswahl der in der BFP planungsrelevanten Arten 

Es ist eine Prüfliste für Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten 

nach Artikel 1 der Vogelschutz-Richtlinie zu erarbeiten. Die Prüfliste muss folgende Punkte ent

halten: 

1. (Potenzielles) Vorkommen der Art in den Lebensräumen des Planungsraumes (potenzi

elles/ nachgewiesenes Vorkommen), 

2. Naturschutzfachliche Bedeutung im Funktionsgefüge des Bezugsraumes (Rote Liste, 

naturschutzfachlicher Wertindex), 

3. Erforderlicher Hauptlebensraum der Art für Fortpflanzungs- und Ruhestätten, 

4. Potenzielle Betroffenheit durch Wirkfaktoren, 

5. Begründung (zur Dokumentation inkl. Quellenangaben), 

6. Prüfvermerk (gutachterliche Empfehlung, ob weitergehende Prüfung stattfindet). 

Zusätzlich zu den in Kapitel 6.4.1 (S. 283 f.) des Antrags genannten Prüfschritten zur Ermittlung 

der planungsrelevanten Arten ist darzulegen, inwiefern 

1. aufgrund der naturräumlichen Verhältnisse sicher ausgeschlossen werden kann, dass 

die Art im Untersuchungsgebiet vorkommt, 

2. es sich bei etwaigen sporadischen Vorkommen nur um Irrgäste handelt, 
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3. die Art zu den weit verbreiteten, ungefährdeten Arten in einem günstigen Erhaltungszu

stand gehört (vgl. z. B. Runge et al. 201011, Sporbeck & Schmoll 201112 oder Albrecht et 

al. 201413, Bernotat & Dierschke 2021a14, NWI-Klassen IV-V). 

Die Wirkfaktoren aus Kapitel 6.3.2 (S. 261 ff.) des Antrags sind hinsichtlich ihrer Relevanz für 

die ASE zu nennen und ggf. zu ergänzen. Hierbei ist insbesondere das Fachinformationssys

tem des Bundesamtes für Naturschutz zur FFH-Verträglichkeitsprüfung (FFH-VP-Info.de) her

anzuziehen. 

Die Voraussetzungen für eine Abschichtung hinsichtlich der Betroffenheit durch Wirkfaktoren 

sind eindeutig zu bestimmen bzw. valide abzuschätzen. Diesbezüglich sind die Angaben zu den 

Wirkfaktoren bezüglich ihrer Reichweite, Intensität, Art, Dauer und Umfangs zu konkretisieren 

oder durch pauschale Wirkbereiche und „Worst-Case“-Annahmen (z.B. maximale Baubereiche) 

zu operationalisieren. Der Bezug zu den jeweiligen Arten und räumlichen Situationen ist zu be

rücksichtigen. Die Untersuchungsräume zur Bestandsermittlung im Kapitel 6.4.1 (S. 281 ff.) des 

Antrags sind entsprechend anzupassen. 

Die Voraussetzungen für eine Abschichtung potenziell betroffener Arten auf die nachfolgende 

Planungs- und Zulassungsebene aufgrund von Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 

sind insofern darzulegen, als dass für die jeweiligen Arten nur die etablierten Möglichkeiten der 

Konfliktminimierung berücksichtigt werden. Zusätzlich ist die konkrete räumliche Konstellation 

unter Einbeziehung ggf. vorhandener Vorbelastungen (vgl. Parameter zur Einstufung des kons

tellationsspezifischen Risikos für Vögel an Freileitungen) zu berücksichtigen. 

Die Herleitung der durch die Vorhabenwirkungen räumlich potentiell betroffenen Arten ist auf 

Grundlage der Aktionsräume und Mobilität der Arten abzuleiten. Dabei sind folgende Quellen 

hinsichtlich ihrer Relevanz für das Vorhaben auszuwerten: 

                                                
11 Runge, H., Simon, M. & Widdig, T. (2010): Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit von Maßnahmen des Arten
schutzes bei Infrastrukturvorhaben, FuE-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministeri
ums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz. 
12 Sporbeck, O. & Schmoll, A. (2011): Mustertext Fachbeitrag Artenschutz Rheinland-Pfalz. Hinweise zur Erarbeitung 
eines Fachbeitrags Artenschutz gemäß §§ 44, 45 BNatSchG. – Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, Potsdam, 
128 S. 
13 Albrecht, K., T. Hör, F. W. Henning, G. Töpfer-Hofmann, & C. Grünfelder: Leistungsbeschreibungen für faunisti
sche Untersuchungen im Zusammenhang mit landschaftsplanerischen Fachbeiträgen und Artenschutzbeitrag. For
schungs- und Entwicklungsvorhaben FE 02.332/2011/LRB im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung. Schlussbericht 2014. 
14 Bernotat, D. und Dierschke, V. (2021a): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere 
im Rahmen von Projekten und Eingriffen. – Teil I: rechtliche und methodische Grundlagen, 4. Fassung, Stand 
31.08.2021, 193 S. 
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1. Orientierungswerte für planerisch zu berücksichtigende Fluchtdistanzen von Vogelarten 

(Gassner et al. 201015: 192 ff., Bernotat & Dierschke 2021c16), 

2. Angaben zu den zentralen und weiteren Aktionsräumen von Arten (Bernotat et al. 2018, 

Bernotat & Dierschke 2021b17), 

3. Empfehlungen zur Berücksichtigung der tierökologischen Belange beim Leitungsbau auf 

der Höchstspannungsebene (LLUR), 

4. Flade (1994)18, Garniel et al. (2010)19, Bernotat & Dierschke 2021c: Spezielle Empfind

lichkeit der Avifauna gegenüber den von Freileitungsvorhaben ausgehenden bau- und 

anlagebedingten Wirkfaktoren an den Raumbedarf/ Aktionsradien sowie Fluchtdistanzen 

und Störradien. 

4.3.2 Bestandsermittlung der prüfrelevanten Arten im Untersuchungsraum  

Grundsätzlich ist der in Kapitel 6.4.1 (S. 281 ff.) des Antrags verwendete Untersuchungsraum 

zu Grunde zu legen und artspezifisch ggf. aufzuweiten. Die Reichweite der vorhabenspezifi

schen Wirkfaktoren sowie die Aktionsbereiche prüfrelevanter Arten im Untersuchungsraum sind 

dabei zugrunde zu legen. Für die Ermittlung der untersuchungsrelevanten Bereiche sind neben 

der in Kapitel 6.4.2 (S. 285) des Antrags genannten Habitatpotenzialanalyse insbesondere die 

folgenden Quellen und Hinweise ergänzend zu den im Antrag genannten zu beachten: 

1. „Informationssystem Vögel in Deutschland online“ des Dachverbandes Deutscher 

Avifaunisten, 

2. Atlas deutscher Brutvogelarten (ADEBAR), 

3. Atlas der Brutvögel der Bundesländer, 

4. Liste der Tier- und Pflanzenarten Hessens mit besonderer Planungsrelevanz (Anhang 

IV-Arten FFH-RL, Stand September 2014)20, 

5. Liste planungsrelevanter Vogelarten Hessens (Brutvögel, Stand 26.02.2015)21, 

6. Untersuchungen zum Dichtezentrum Rotmilan (Bundesamt für Naturschutz), 

7. Dichtezentren Rotmilan und Schwarzstorch Bayern, 

                                                
15 Gassner, E., Winkelbrandt, A. & Bernotat, D. (2010): UVP und strategische Umweltprüfung - Rechtliche und fachli
che Anleitung für die Umweltprüfung., 5. Auflage, C. F. Müller Verlag Heidelberg, 480 S. 
16 Bernotat, D. & Dierschke, V. (2021c): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere im 
Rahmen von Projekten und Eingriffen. – Teil II.6: Arbeitshilfe zur Bewertung störungsbedingter Brutausfälle bei Vö
geln am Beispiel baubedingter Störwirkungen. 4. Fassung, Stand 31.08.2021, 31 S. 
17 Bernotat, D. & Dierschke, V. (2021b): Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalität wildlebender Tiere im 
Rahmen von Projekten und Eingriffen. – Teil II.1: Arbeitshilfe zur Bewertung der Kollisionsgefährdung von Vögeln an 
Freileitungen. 4. Fassung, Stand 31.08.2021, 94 S. 
18 Flade, M. (1994): Die Brutvogelgemeinschaften Mittel- und Norddeutschlands. Grundlagen für den Gebrauch vo
gelkundlicher Daten in der Landschaftsplanung., IHW Verlag, Eching, 879 S. 
19 Garniel, A. & Mierwald, U. (2010): Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr. Schlussbericht zum Forschungsprojekt 
FE 02.286/2007/LRB der Bundesanstalt für Straßenwesen: „Entwicklung eines Handlungsleitfadens für Vermeidung 
und Kompensation verkehrsbedingter Wirkungen auf die Avifauna“. 
20 Vgl. https://umwelt.hessen.de/naturschutz/kompensationsmassnahmen 
21 Vgl. https://natureg.hessen.de/resources/recherche/VSW/Voegel/NA_VSW_131_Planungsrelevante_Arten.pdf 
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8. Artenhilfsprogramme Bayern (z.B. Artenhilfsprogramm Feldhamster), 

9. Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) Bayern, 

10. Artenschutzkartierung (ASK) Bayern, 

11. Abschlussbericht zum Vorkommen WEA-relevanter Vogelarten (Rot- und Schwarzmilan, 

Schwarzstorch, Uhu) im Bereich der Fläche FD 071 in den Jahren 2014 bis 2016, 

12. Zwischenbericht zum Vorkommen WEA-relevanter Vogelarten (Rot- und Schwarzmilan, 

Schwarzstorch und Wespenbussard) im Bereich der Fläche FD 071 im Jahr 2019, 

13. Erhebung Fledermaus-Winterquartier-Monitoring und weitere Fledermauserhebungsda

ten, hessischer Spessart, abzufragen bei der Naturschutz Initiative e. V., 

14. Erfassungen im Zuge der Planung von Windenergieanlagen der Gemeinde Sinntal: Ar

tenschutzrechtliche Untersuchung vom 03.12.2021 (PGNU): Großvogelerfassungen in 

den Vorranggebieten 2-48 & 2-50(a), Gemeinde Sinntal und Artenschutzrechtliche Un

tersuchung 03.2017 (PGNU): Artenschutzrechtliche Bewertung von Potenzialflächen im 

Zuge des Teilflächennutzungsplans Windenergienutzung in Sinntal, 

15. Artenschutzrechtliche Untersuchungen für die Errichtung eines Windparks im Gebiet 

Schwarzenfels, in Flur 6 der Gemeinde Sinntal. 

Hinsichtlich der Aktualität der Daten ist zu beachten, dass tierökologische Daten nicht älter als 

fünf Jahre sein sollten. Daten, die unter diesen Gesichtspunkten als veraltet anzusehen sind, 

müssen auf ihre Plausibilität anhand von Potenzialanalysen überprüft werden. Sollten keine ge

eigneten und hinreichend aktuellen Daten vorliegen und eine ausreichend sichere Prognose, 

dass Verbotstatbestände ausgeschlossen werden können, auf andere Weise nicht möglich 

sein, sind i.d.R. Erhebungen durchzuführen. Sollte sich ein solcher Fall abzeichnen oder dies

bezüglich Unsicherheit bestehen, ist unverzüglich Rücksprache mit der Bundesnetzagentur zu 

nehmen, damit Art und Umfang der gegebenenfalls erforderlichen Erhebungen umgehend fest

gelegt werden können.  

Werden Erhebungen im Gelände als notwendig erachtet, so sind diese hinreichend zu doku

mentieren. Im Rahmen von Kartierungen sind insbesondere folgende Standards zu beachten: 

1. Kartierung der Arten/Brutvogelvorkommen entsprechend vorhandener Methoden

standards (wie z. B. Südbeck et al. 200522, Albrecht et al. 2014), 

2. Kartierung Rastvogelvorkommen entsprechend vorhandener Methodenstandards 

(z. B. Rastvogelzählungen). 

                                                
22 Südbeck, P., Andretzke, H., Fischer, S., Gedeon, K., Schikore, T., Schröder, K. & Sudfeldt, C. (2005): Methoden
standards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands. – Dachverband Deutscher Avifaunisten, Radolfzell, 792 S. 
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3. Kartierung von Flugwegen insbesondere von Arten mit großen Aktionsräumen und 

spezifischer Habitatnutzung über Raumnutzungsanalysen (vgl. z. B. TLUG 2017 23). 

Insbesondere sind folgende Bereiche hinsichtlich des Vorkommens planungsrelevanter Arten 

zu untersuchen: 

1. Schutzgebiete mit besonderer Indikatorfunktion für artenschutzrechtliche Risiken, 

2. gesetzlich geschützte Biotope (nach § 30 BNatSchG, ggf. ergänzt um Landesrecht), 

3. Wälder / Gehölzbestände (insbesondere mit Altbeständen), 

4. Biotope / Habitatkomplexe mit langen Regenerations- / Entwicklungszeiten und 

5. grundwasserbeeinflusste bzw. drainagesensible Lebensräume. 

4.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte und zur Sicherung 
der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 

Sind Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote erforderlich, so sind diese an

hand der konkreten räumlichen Situation und artbezogen darzustellen (z.B. CEF-Maßnahmen). 

Es ist sicherzustellen, dass diese Maßnahmen auf Ebene der Planfeststellung grundsätzlich re

alisierungsfähig sind. Die Wirksamkeit von Vogelmarkern ist artspezifisch darzulegen; diesbe

züglich ist der Fachkonventionsvorschlag des BfN zur Wirksamkeit von Vogelschutzmarkern an 

Freileitungen (Liesenjohann et al. 201924) bei der Entwicklung der Untersuchungsmethodik zu 

berücksichtigen. 

4.3.4 Prognose über den Eintritt der artenschutzrechtlichen Verbote (inkl. CEF) 

Ergänzend zu der in Kapitel 6.4 (S. 281 ff.) des Antrags vorgeschlagenen Vorgehensweise gel

ten folgende Festlegungen: 

Abhängig von der Situation ist artspezifisch in Anlehnung an die projektbedingte Mortalität von 

Tierarten eine Prognose, ob durch das Vorhaben ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko zu er

warten ist, erforderlich. Die Bewertungsmethode des BfN (Bernotat & Dierschke 2016, Bernotat 

et al. 2018, Bernotat & Dierschke 2021b) oder andere gleich geeignete Methoden können dabei 

hinsichtlich der Mortalitätsgefährdung als Grundlage herangezogen werden. Großräumige re

gelmäßige Flugbewegungen zwischen Schlaf-, Rast- und Nahrungsplätzen (betrifft hier insbe

sondere Greifvögel, Gänse, Schwäne, Enten und Kraniche) sind zu berücksichtigen. Eigene Er

                                                
23 Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie (TLUG) (2017): Avifaunistischer Fachbeitrag zur Genehmigung 
von Windenergieanlagen (WEA) in Thüringen. 61 S 
24 Liesenjohann, M., Blew, J., Fronczek, S., Reichenbach, M. & Bernotat, D. (2019): Artspezifische Wirksamkeiten 
von Vogelschutzmarkern an Freileitungen. Methodische Grundlagen zur Einstufung der Minderungswirkung durch 
Vogelschutzmarker – ein Fachkonventionsvorschlag. Bundesamt für Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 537: 286 S. 
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hebungen zu regelmäßigen Flugwegen sind zur Beurteilung des konstellationsspezifischen Risi

kos im Einzelfall einzubeziehen. Bei weitergehenden Raumnutzungsanalysen wird auf die Emp

fehlungen von z.B. TLUG (2017) verwiesen. 

Bei Vogelarten sind im Hinblick auf die Kollisionsgefährdung A- und B-Arten bereits auf Basis 

einzelner Individuen und C-Arten in Ansammlungen und Gebieten wie z.B. Kolonien (Bernotat 

et al. 2018, Bernotat & Dierschke 2021b) genauer zu betrachten.  

Im Hinblick auf betroffene Individuenzahlen sind alle Ansammlungen kollisionsgefährdeter Arten 

besonders zu nennen. Herauszuarbeiten sind solche Ansammlungen von Arten, die über den 

jeweiligen Vorhabentyp zumindest eine „mittlere“ Mortalitätsgefährdung aufweisen (Arten der 

vMGI-Klassen A–C, vgl. Bernotat & Dierschke 2021b). Bei Arten mit mindestens „hoher“ vorha

bentypspezifischer Mortalitätsgefährdung (Arten der vMGI-Klassen A–B, vgl. Bernotat & 

Dierschke 2021b) sind darüber hinaus auch einzelne Brutplätze bei festgestellter Vorhabensre

levanz zu betrachten. 

Abhängig von der Situation ist artspezifisch näherungsweise die Abschätzung der Betroffenheit 

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten vorzunehmen. Im Weiteren ist zu differenzieren, wie ar

tenschutzrechtlich problematisch die mögliche Inanspruchnahme von Fortpflanzungs- oder Ru

hestätten für einzelne Arten ist. Im Zusammenhang mit der eventuellen Beschädigung von Fort

pflanzungs- oder Ruhestätten ist auch der Aspekt der Störung mit abzuhandeln.  

Unter dem Aspekt der Störung ist herauszuarbeiten, ob Arten betroffen sind, bei denen bereits 

etwaige einjährige Reproduktionsausfälle, z. B. durch Brutaufgaben als erhebliche Beeinträchti

gung bzw. signifikant erhöhtes Tötungsrisiko zu werten sind. Die artspezifische Störungsemp

findlichkeit basierend auf Fluchtdistanzen nach Gassner et al. (2010) ist zu beachten. Des Wei

teren wird auf die Angaben in Bernotat et al. 2018 (Anhang 7) und Bernotat & Dierschke 2021c 

verwiesen. 

4.3.5 Prüfung der Voraussetzungen für eine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG 

Als Voraussetzungen für eine eventuelle Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist gegebe

nenfalls zu prüfen, ob eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen zu er

warten ist, ob bei Anhang IV-Arten die Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustands voraus

gesetzt werden kann und ob zumutbare Alternativen vorliegen. 

Neben den räumlichen Alternativen sind auch technische Ausführungen wie insbesondere 

Teilerdverkabelung gemäß § 4 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BBPlG und Einebenenmasten in Betracht zu 

ziehen.  
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4.4 Immissionsschutzrechtliche Ersteinschätzung 

Eine Immissionsschutzrechtliche Ersteinschätzung ist gemäß den Ausführungen in Kapitel 6.6 

(S. 297 f.) des Antrags zu erstellen. Klarstellend zu den Ausführungen in Kapitel 6.6 (S. 297 f.) 

des Antrags sind die dort aufgeführten Gesetze, Technischen Regelwerke und sonstigen Unter

lagen bei der Erstellung der Immissionsschutzrechtliche Ersteinschätzung zu beachten. Hierbei 

sollen insbesondere die Handlungsempfehlungen für EMF- und Schallgutachten zu Hoch- und 

Höchstspannungstrassen der LAI, berücksichtigt werden. 

Die bestehende Vorbelastung ist, sofern später genehmigungsrelevant, ebenengerecht abzu

schätzen. Ergänzend zu den Ausführungen in Kapitel 6.6 (S. 297 f.) des Antrags ist darzustellen 

und zu begründen, inwiefern die Anforderungen zur Vorsorge bereits auf der Ebene der Bun

desfachplanung berücksichtigt werden.  

Die Ermittlung der Immissionsorte und ggf. überspannten Gebäude oder Gebäudeteile erfolgt 

nach Maßgabe der Ausführungen unter Ziffer 4.1.3.1 des vorliegenden Untersuchungsrahmens. 

Das Überspannungsverbot nach § 4 Absatz 3 26. BImSchV ist zu beachten, dessen mögliche 

Einhaltung ist darzustellen.  

5 Angaben zu sonstigen öffentlichen und privaten Belangen  

Die in Kapitel 6.7 (S. 298 ff.) des Antrags dargestellten sonstigen öffentlichen und privaten Be

lange sind zu untersuchen. Ergänzend dazu sind auch vorhabenrelevante Belange zu untersu

chen, von denen der Vorhabenträger im Rahmen der weiteren Planungen Kenntnis erlangt. Hin

weise aus der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung und Stellungnahmen sind zu berücksichtigen. 

Durch den Vorhabenträger ist insbesondere zu untersuchen, ob und inwiefern Konflikte mit den 

gemeindlichen Planungen ausgelöst werden. Hierzu ist es erforderlich, alle relevanten Planun

gen zu ermitteln. Dazu zählen unter anderem auch geplante Erweiterungen oder Neuauswei

sungen von Gewerbegebieten, sofern diese nicht bereits in der RVS berücksichtigt werden. 

Städtebauliche Belange nach § 5 Abs. 3 NABEG sind zu berücksichtigen.  

In Bereichen, die von Flurbereinigungs- und Bodenneuordnungsverfahren sowie hierzu erlasse

nen Veränderungssperren betroffen sind, ist zu prüfen, inwieweit eine Beeinträchtigung auf 

Ebene der Bundesfachplanung bereits angenommen bzw. ausgeschlossen werden kann.  

Vorhandene und geplante Ausgleichs- und Ökokontoflächen sind zu erheben und bei der weite

ren Planung zu berücksichtigen.  

Die Belange der Fischerei und Jagd sind zu berücksichtigen. 
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In Bezug zur Land- und Forstwirtschaft ist das Vorhaben so zu planen, dass möglichst wenig 

land- und forstwirtschaftliche Flächen der Nutzung entzogen werden. Die durch das Vorhaben 

verursachten Beeinträchtigungen sind zu beschreiben und Maßnahmen zur Vermeidung oder 

Minimierung der Beeinträchtigungen sind darzustellen. Bezüglich der landwirtschaftlichen Be

lange sind insbesondere Flächen besonderer Eignung für die landwirtschaftliche Nutzung und 

einer hohen Bodenfunktionsbewertung zu berücksichtigen (BodenViewer Hessen). 

Die Belange anderer Infrastrukturbetreiber, wie Gas-, Trinkwasser-, Freileitungs- oder Telekom

munikationsbetreiber (Glasfaserleitungen) und deren Anlagen sowie Belange der Ver- und Ent

sorgung (Abwassertransportleitungen, Abwasserentsorgung (Kläranlage)), Salztransportleitun

gen und Deponien, sind zu berücksichtigen. Die Belange des Bergbaus bzw. Rohstoffabbaus 

und die Rechte der Eigentümer der Bergbauberechtigungen sind zu berücksichtigen. Klarstel

lend zu den Belangen des Tourismus sind mögliche Beeinträchtigungen von Rad- und Wander

wegen zu berücksichtigen. Die Untersuchungsräume sind so zu wählen, dass alle relevanten 

Belange erfasst werden. Ggf. sind die Untersuchungsräume hierfür über den Trassenkorridor 

hinaus aufzuweiten. Zu den genannten Belangen eingegangene Hinweise sind zu berücksichti

gen. 

6 Gesamtbeurteilung 

Für den Vergleich der Trassenkorridoralternativen und die Gesamtbeurteilung ist die in Kapitel 

6.8 (S. 300 ff.) des Antrags dargestellte Vorgehensweise unter Berücksichtigung der folgenden 

Maßgabe zugrunde zu legen: 

Der Vergleich der Trassenkorridore und die verbal-argumentative Begründung zur Vorbereitung 

der Abwägungsentscheidung hat alle nachvollziehbar hergeleiteten Kriterien zu enthalten, die mit 

dem ihnen angemessenen Gewicht in den Gesamtalternativenvergleich eingestellt werden müs

sen. 
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